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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD  
 
 
Für Tierschutz, Tierheime sowie die Stärkung verantwortungsvoller Hundehalterinnen 
und -halter: Einen Sachkundenachweis in NRW verbindlich einführen 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Hunde sind eines der beliebtesten Haustiere und für viele Menschen Begleiter im Alltag, die 
sie nicht missen möchten. So verwundert es nicht, dass Schätzungen davon ausgehen, dass 
in Nordrhein-Westfalen mehr als zwei Millionen Hunde gemeldet sind.1 Was für viele Men-
schen ein bedeutender Teil ihres Lebens ist, läuft in der Realität nicht immer so reibungslos, 
wie man es sich wünscht. Die hohe Dichte an Hunden und die gleichsam dichte Besiedlung 
Nordrhein-Westfalens verlangen Mensch und Tier immer wieder besondere Fähigkeiten im 
Zusammenleben ab. 
 
Manche Herausforderungen haben sich nach der COVID-19-Pandemie verschärft. Die Zahl 
der Hunde ist in den vergangenen Jahren ohnehin auf einen historischen Höchststand ge-
wachsen. Gerade in den Lockdown-Phasen haben sich viele Menschen den Wunsch nach 
einem Haustier erfüllt – sehen sich nun aber mit den langfristigen Konsequenzen konfrontiert, 
die die Verantwortung für einen Hund bedeutet.  
 
Die veränderten Lebensumstände nach der Pandemie führen zu einer merklichen Entwicklung 
in den Tierheimen. Viele Hunde, die während der Homeoffice-Phasen angeschafft wurden, 
müssen inzwischen abgegeben werden, da ihre Halterinnen und Halter den Bedürfnissen der 
Tiere nicht mehr gerecht werden können. Dies verschärft die ohnehin herausfordernde Lage, 
in der sich viele Tierheime befinden. 
 
Gleichzeitig landen immer wieder Hunde im Tierheim, da die Halterinnen und Halter die lau-
fenden Kosten unterschätzt haben. Während des Hundelebens kommen neben den Ausgaben 
für Futter beispielsweise Tierarztrechnungen hinzu. Der Deutsche Tierschutzbund rechnet ent-
sprechend vor: Ein 14-jähriger mittelgroßer, nicht gelisteter Hund kostet im Laufe seines Le-
bens mindestens 17.500 bis 20.000 Euro.2 Immer wieder ist den Frauchen und Herrchen bei 
der Anschaffung des Hundes nicht klar, welche Kosten da auf sie zukommen. 
 
Ebenso wichtig wie das Wissen darüber, welche Bedürfnisse ein Hund hat und welche künfti-
gen Ausgaben mit der Anschaffung einhergehen, ist die Kenntnis darüber, wie ein Hund seriös 

 
1 https://de.statista.com/statistik/daten/studie/638895/umfrage/hundebestand-je-tausend-einwohner-
nach-bundeslaendern-in-deutschland/ 
 
2 https://www.tierschutzbund.de/tiere-themen/haustiere/hunde/hundehaltung 
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zu kaufen ist. Der illegale Welpenhandel ist ein gravierendes Problem. Nach Auswertungen 
des Deutschen Tierschutzbundes e.V. wurden in den vergangenen zehn Jahren mehr als 
1.400 Fälle des illegalen Tierhandels aufgedeckt, was einer Gesamtzahl von knapp 21.000 
Tieren entspricht. Etwa an jedem dritten Tag wird ein Fall von illegalem Tierhandel in Deutsch-
land registriert, wobei die Dunkelziffer deutlich höher liegt.3 
 
Hunde machen dabei den größten Teil der gehandelten Tiere aus. Die Herkunftsländer sind 
dabei meist Rumänien, Bulgarien, Polen oder Ungarn. In knapp 70 Prozent der aufgedeckten 
Fälle unterschritten die Tiere das gesetzlich geregelte Mindestalter. Der Großteil der Tiere 
zeigte zudem Krankheitssymptome wie Durchfall, und ein ausreichender Impfschutz konnte 
bei der Mehrzahl der Tiere nicht nachgewiesen werden.4 
 
Neben diesem illegalen Welpenhandel existiert auch eine Form des legalen, aber ethisch 
höchst fragwürdigen Welpenhandels. Große Händler beziehen Hunde ebenfalls aus dem eu-
ropäischen Ausland, bieten sie aber nach Import in Deutschland in großen Verkaufshallen an. 
Sie suggerieren dabei eine verantwortungsvolle Zucht, beziehen die Hunde jedoch von Ver-
mehrern, die die Tiere unter problematischen Bedingungen halten. Der Ursprung der Welpen 
ist dabei genauso unseriös wie beim illegalen Welpenhandel – aber gerade für potenzielle 
Käuferinnen und Käufer, insbesondere wenn sie sich erstmals mit einer Anschaffung befas-
sen, schwieriger zu erkennen. 
 
Ein Sachkundenachweis für Hundehalterinnen und -halter bietet die Möglichkeit, diesen mul-
tiplen Herausforderungen zu begegnen. Manches Problem wird schließlich erst richtig akut, 
weil gerade neue Halterinnen und Halter mangels Erfahrung nicht alle relevanten Punkte über-
blicken können. Denn im Gegensatz zu vielen anderen Bereichen – auch in der privaten Frei-
zeitgestaltung – ist bislang keinerlei Erwerb einer speziellen Sachkunde vorgesehen. Beim 
Angeln etwa ist es gängige Praxis, zunächst Grundkenntnisse zu erwerben. Dass es bei der 
Anschaffung eines Hundes anders ist, steht im Widerspruch zu der hohen Verantwortung, die 
eine artgerechte Hundehaltung mit sich bringt. 
 
Ein verpflichtender Sachkundenachweis könnte hier zur Prävention von Tierleid und gleichzei-
tig zur Stärkung einer verantwortungsvollen Hundehaltung beitragen. Die Grundidee dabei ist, 
dass gerade Menschen, die erstmals einen Hund anschaffen, im Vorfeld notwendige Kennt-
nisse erwerben. Hundehalterinnen und -halter können im Rahmen des Sachkundenachweises 
ein Verständnis für tierwohlgerechtes Hundetraining entwickeln. Damit kann insgesamt die 
Aufklärung in diesem Bereich gestärkt werden und langfristig die Qualität des Angebots ge-
steigert werden, indem unqualifizierte und nicht-tierwohlgerechte Hundetrainings schneller er-
kannt werden können. 
 
Eine Möglichkeit ist dabei, Kurse für die Sachkunde zu einem überschaubaren zeitlichen und 
finanziellen Aufwand bei den zahlreichen seriösen von Tierschutzvereinen betriebenen Tier-
heimen in Nordrhein-Westfalen anzubieten. Bundesweit beläuft sich die Finanzierungslücke 
mindestens auf einen dreistelligen Millionenbetrag. Auch in Nordrhein-Westfalen steht trotz 
moderater Steigerungen in den vergangenen Jahren zu wenig Geld für dringend benötigte 
Investitions- und Modernisierungsmaßnahmen zur Verfügung. Die Abnahme der Prüfung samt 
Teilnahme- und Prüfungsgebühren könnten langfristig eine Einnahmequelle darstellen und die 
Handlungsspielräume der Tierheime für ihre gemeinwohlorientierte Arbeit erweitern. Dort ar-
beiten schließlich unsere Tierschutzprofis, die so eine größere Sichtbarkeit erlangen können.  

 
3 https://www.tierschutzbund.de/fileadmin/Seiten/tierschutzbund.de/Downloads/Berichte/2406_Bro-
schuere_Illegaler_Welpenhandel_Bilanz_c_DTSchB.pdf 
4 https://www.tierschutzbund.de/fileadmin/Seiten/tierschutzbund.de/Downloads/Berichte/2406_Bro-
schuere_Illegaler_Welpenhandel_Bilanz_c_DTSchB.pdf 
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II. Der Landtag stellt fest: 
 
1. Ein verpflichtender Sachkundenachweis kann zu wesentlichen Verbesserungen in ver-

schiedenen Bereichen führen, indem er: 
 

- das Bewusstsein für die Verantwortung der Hundehaltung schärft, 
- die Kompetenz der Hundehalterinnen und -halter erhöht, 
- den illegalen Welpenhandel eindämmt, 
- durch Aufklärung vor der Anschaffung Qualzuchten eindämmt, 
- die Abgabequote in Tierheimen reduziert, 
- die Zahl der Beißvorfälle und anderer gefährlicher Situationen minimiert. 

 
2. Ein verpflichtender Sachkundenachweis ist eine explizite Stärkung verantwortungsvoller 

Hundehaltung. Neue Halterinnen und Halter werden dadurch sachkundig gemacht und 
können ihrem Bestreben, einem Hund bestmögliche Bedingungen zu bieten, besser ge-
recht werden. 

 
3. Die Tierschutzvereine sind aufgrund ihrer Expertise und praktischen Erfahrung geeig-

nete Institutionen zur Durchführung der Sachkundeausbildung. Gleichsam können die 
Kursgebühren eine sinnvolle Einnahmequelle für die Tierheime sein. Dabei muss klar 
sein, dass diese im Verhältnis zu den Gesamtkosten, die in einem Hundeleben anfallen, 
überschaubare Gebühr ausschließlich der wertvollen Arbeit des oft auch ehrenamtlichen 
Tierschutzes zugutekommt. 

 
4. Eine bundesweit einheitliche Regelung ist wünschenswert, jedoch kann Nordrhein-West-

falen als bevölkerungsreichstes Land mit einer praktikablen und tierwohlgerechten Lö-
sung Beispiel für andere Bundesländer sein. 

 
III. Beschlussfassung 
 
Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
 
1. unter Berücksichtigung relevanter Akteure mögliche Konzepte für die Einführung eines 

verpflichtenden Sachkundenachweis für Hundehalterinnen und -halter aufzuzeigen und 
dem Landtag einen konkreten Vorschlag zur Umsetzung vorzulegen. 

2. auf Ebene der Bundesländer beim Thema Sachkundenachweis für Hundehalterinnen 
und -halter ein gemeinsames Vorgehen anzustoßen. 

 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Alexander Vogt 
René Schneider 
 
und Fraktion 

 
 


